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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Auf Antrag seiner Rechtskommission beschloss der Nationalrat in der Frühjahrssession
2018 mit 117 zu 70 Stimmen, einer parlamentarischen Initiative Quadri (lega, TI) keine
Folge zu geben. Diese hatte zum Ziel, das Recht auf Notwehr auszuweiten,
insbesondere bei Notwehrhandlungen gegen unbefugt in Wohnraum eindringende
Dritte. Eine Mehrheit der RK-NR und des Nationalrates befürchteten, die
vorgeschlagene Änderung werde zu vermehrten Missbräuchen des Notwehrrechts
führen oder könne gar als Anreiz zur Selbstjustiz missverstanden werden. Eine
Minderheit, bestehend aus der SVP-Fraktion sowie einigen Abweichlern aus den
Fraktionen der CVP und der BDP, argumentierte vergeblich, dass ein Angriff in der
eigenen Wohnung besonders traumatisch sei und daher einen speziellen Schutz
rechtfertige. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
ELIA HEER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Auch der neuerliche Versuch einer Aufstockung des Bundesrates nahm letztlich ein
abruptes Ende. Nach einer längeren Debatte entschied sich der Nationalrat für
Nichteintreten und versenkte damit das Anliegen, mit welchem vor allem auch eine
bessere Vertretung der Sprachregionen angestrebt werden sollte. Eben diese
sprachliche Repräsentation war Gegenstand der meisten Voten, die für ein Eintreten
plädierten. Marco Romano (cvp, TI) wies etwa darauf hin, dass nach dem Rücktritt von
Flavio Cotti, am 30. April 1999, die italienische Amtssprache seit fast einer Generation
nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Diesem gewichtigen Argument standen
freilich zahlreiche Gegenpositionen gegenüber: Die effizientere Funktion der
Kollegialbehörde mit sieben statt neun Mitgliedern; die Angst vor einem Staatsausbau,
der mit hohen Mehrkosten verbunden wäre; die ablehnende Haltung der meisten
Parteien und Kantone, welche in der Vernehmlassung zum Entwurf immer deutlicher
werde und insbesondere die ablehnende Haltung der aktuellen Regierungsmitglieder
selber wogen letztlich schwerer. Auch der von den Grünen eingebrachte Aspekt, dass
mit einer grösseren Zahl der Exekutivmitglieder zugleich die Vertretung von Frauen
adäquater würde, verfing nicht. Eine relativ knappe Mehrheit von 97 zu 88 Stimmen
(keine Enthaltung) folgte diesbezüglich wohl auch dem Einwurf von Bundesrätin
Sommaruga, dass adäquate Repräsentation letztlich vom Willen der Wahlgremien
abhängig sei und nicht institutionell abgesichert werden müsse. Gegen Eintreten waren
die fast geschlossene SVP-Fraktion – einzig die beiden Tessiner Lega-Mitglieder
Roberta Pantani und Lorenzo Quadri sprachen sich für Eintreten aus –, ein Grossteil
der FDP-Fraktion (22 von 27 Stimmen) und die Hälfte der CVP-Fraktion. Die Stimmen
der geschlossenen Fraktionen der GP, der SP, der GLP und der BDP reichten also nicht,
um das Geschäft überhaupt zu beraten. Die Forderung nach einer Aufstockung des
Bundesrates wird damit wohl wieder eine Weile von der Bildfläche verschwinden –
nicht aber die Diskussionen um die adäquate Vertretung von Minderheiten in der
Exekutive. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2016
MARC BÜHLMANN

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Marco Chiesa (svp, TI), dass nur
Bundesrätin oder Bundesrat werden darf, wer ausschliesslich die Schweizer
Staatsbürgerschaft besitzt. Ein Regierungsmitglied müsse der Schweiz stark verbunden
sein, argumentierte er. Insbesondere im Falle des Aussenministers oder der
Aussenministerin könne eine Doppelbürgerschaft zu Interessenkonflikten führen. Damit
dies nicht passiere, müsse die Bundesverfassung geändert werden, um von einem
Regierungsmitglied verlangen zu können, dass es die Staatsbürgerschaft eines anderen
Landes ablegt.  
Die SPK-NR begründete ihren mit 13 zu 9 Stimmen gefällten Mehrheitsentscheid, der
Initiative keine Folge zu geben, mit den rund 20 Prozent in der Schweiz lebenden
Doppelbürgerinnen und Doppelbürgern, die – obwohl stimmberechtigt – die
Wählbarkeit in die Regierung verlieren würden. Es bestehe kein Anlass, an der Loyalität

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2018
MARC BÜHLMANN
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von Personen mit doppelter Staatsbürgerschaft zu zweifeln. Würde man der
Argumentation der parlamentarischen Initiative konsequent folgen, dann müsste sie für
zahlreiche Berufe ausgedehnt werden, die mit der Ausführung staatlicher
Hoheitsrechte beauftragt seien (Grenzschützende, Zoll-, Sicherheits- und
Migrationsbeamte, etc.). 
Die Frage, ob Bundesratsmitglieder Bürgerin oder Bürger mehrerer Staaten sein dürfen,
war schon im Rahmen der Bundesratswahl von Ignazio Cassis virulent diskutiert worden
und hatte bereits in eine Motion Quadri (lega, TI; Mo. 17.3724) gemündet, die eine
ähnliche Stossrichtung verfolgte. Genauso wie die Motion Quadri scheiterte auch die
parlamentarische Initiative Chiesa. Diese hatte im Nationalrat keine Chance und wurde
mit 125 zu 64 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Lediglich die geschlossene SVP
hatte sich für Folge geben ausgesprochen. 3

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

L'initiative parlementaire de Roberta Pantani (lega, TI), reprise par Lorenzo Quadri (lega,
TI), souhaite introduire dans le Code des obligations (CO) un mécanisme juridique pour
rendre nul le transfert de manteaux d'actions. Selon l'initiative parlementaire, le
transfert de manteaux d'actions, sans finalité entrepreneuriale, est dicté par des
desseins frauduleux comme l'obtention de permis de séjour, ou d'indemnités chômage
ou invalidité. 
La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) s'est opposée à
l'initiative par 17 voix contre 4 et 2 abstentions. Si la CAJ-CN a reconnu le risque d'abus,
elle a estimé que le transfert de manteaux d'actions était fort utile pour les
microentreprises ou le start-ups. Une inscription légale dans le CO n'est donc pas la
bonne option pour la CAJ-CN. 
Le Conseil national a refusé l'objet par 160 voix contre 26 et 2 abstentions. L'initiative
parlementaire n'a récolté que 4 voix UDC et 22 voix des Verts. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

Après une seconde analyse de l'initiative parlementaire Pantani (lega, TI), la Commission
de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a préconisé le rejet de
cette intervention qui a pour objectif de renforcer la compétitivité de la place
financière helvétique et d'imposer des délais de réponse à la FINMA. Si l'initiative a été
reprise par Lorenzo Quadri (lega, TI), elle a finalement été rejetée par le Conseil
national par 141 voix contre 50 et aucune abstention. L'initiative parlementaire n'a su
convaincre qu'au sein de l'UDC (50 voix favorables; 4 voix opposées). 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im September 2022 forderte Lorenzo Quadri (lega, TI) in einer parlamentarischen
Initiative, dass Ratsmitglieder, die für Krankenkassen lobbyieren, wenigstens die
entsprechenden Entschädigungen offenlegen müssen. Konkret sprach er diejenigen
Ratsmitglieder an, die Mandate für die Verwaltungsräte oder die Leitung von
Krankenversicherern oder ihren Dachorganisationen aufwiesen. Er sah diese in einem
Interessenkonflikt und machte sie für das «Scheitern mehrerer Vorlagen» zur
Systemänderung mitverantwortlich. Die Sonderbehandlung gegenüber anderen
Mandaten, die durch eine solche Regelung entstehen würde, sei deshalb gerechtfertigt,
weil es sich bei den Krankenkassen um Unternehmen der «gesetzlich geregelte[n]
obligatorische[n] Grundversicherung» handle. Die SPK-NR lehnte Folgegeben mit 13 zu
9 Stimmen ab, zumal die bisher erforderliche Information, ob ein Mandat bezahlt oder
ehrenamtlich sei, ausreiche und die Entschädigungen zudem bereits zum gegebenen
Zeitpunkt häufig ermittelbar seien. Trotz des vorgängigen Einwands des Initianten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
ANJA HEIDELBERGER
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störte sich die Kommissionsmehrheit überdies an der Ungleichbehandlung der
verschiedenen Mandate. Schliesslich gebe es keinen Zusammenhang zwischen
Entschädigungshöhe und Engagement der Ratsmitglieder, weshalb auch nicht die
betroffenen Ratsmitglieder, sondern zahlreiche andere Faktoren für den Kostenanstieg
im Gesundheitswesen verantwortlich seien. Eine Kommissionsminderheit Masshardt
(sp, BE) unterstützte jedoch das Anliegen des Motionärs, nur schon um entsprechende
Bedenken der Bürgerinnen und Bürger zu zerstreuen. Sie zeigte sich auch bereit, die
Forderung des Motionärs auf andere Mandate auszudehnen. 
Der Nationalrat entschied in der Frühjahrssession 2023 mit 106 zu 69 Stimmen (bei 14
Enthaltungen), der parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Die befürwortenden
Stimmen stammten von den geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen, von
einer Mehrheit der SVP-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern aller übrigen
Fraktionen. 6

Die SPK-SR war sich mit ihrer Schwesterkommission einig: Sie beantragte der
parlamentarischen Initiative Quadri (lega, TI), die forderte, dass Ratsmitglieder, die für
Krankenkassen lobbyieren, ihre Entschädigungen offenlegen müssen, keine Folge zu
geben. Anders als die zeitgleich behandelte parlamentarische Initiative Mazzone (gp,
GE; Pa.Iv. 22.485), die ebenfalls mehr Transparenz im Rat fordere, gehe ihr diese
Initiative zu weit, da sie den Grundsatz der Gleichbehandlung aller Ratsmitglieder
verletze.

In der Wintersession 2023 befasste sich der Ständerat mit dem Geschäft, wo es von
Kommissionssprecher Mathias Zopfi (gp, GL) vorgestellt und eingeordnet wurde: Die
bereits erwähnte Ungleichbehandlung wurde vom Glarner Ständerat nochmals als
zentraler Kritikpunkt aufgegriffen, die nun auch durch ein Gutachten des BJ bestätigt
worden sei. Schliesslich forderte Carlo Sommaruga (sp, GE) mit einem Einzelantrag dazu
auf, der Initiative Folge zu geben. Innerhalb der Bevölkerung gebe es gerade bei den
Krankenkassen ein Anliegen nach mehr Transparenz, wobei der Ständerat mit einem
positiven Entscheid ein Signal senden könnte. Mit 28 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen)
entschied der Ständerat, der Initiative keine Folge zu geben. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.12.2023
NIC TÖNY

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In der Frühjahrssession 2017 folgte der Nationalrat seiner vorberatenden Kommission
und stellte sich gegen die Vergabe der SRG-Konzessionen durch das Parlament. Die
aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern sowie Lorenzo Quadri (lega, TI) bestehende
Kommissionsminderheit, die für Annahme der parlamentarischen Initiative Müller (svp,
SG) plädierte, fand neben der eigenen Fraktion einzig Unterstützung bei einer
Zweidrittelmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion, womit das Anliegen mit 71 zu 116
Stimmen bei 4 Enthaltungen scheiterte. Ebenfalls keine Mehrheit im Nationalrat fand
die Motion seiner eigenen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-NR) mit
der Forderung nach einer dualen Konzessionskompetenz. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2017
MARLÈNE GERBER
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